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OUT OF AFRICA

Zwischen Rebellion
und Hoffnung
Ruedi Lüthy

Ich erinnere mich gut, wie sie jeweils lachend und spielend
durch unsere Klinik tobten: die kleinen Kinder, welche in
einem miserablen Zustand zu uns gekommen waren und
deren Gesundheitszustand sich dann rapid verbesserte. Heute
sind aus den fröhlichen Kindern schlaksige Teenager gewor-
den. Sie lümmeln mit herausforderndem Blick im Warteraum
herum, die Hände in den Hosentaschen und grüssen kaum.

Für einen kurzen Moment scheint der Unterschied zwi-
schen der Schweiz und Simbabwe zu verblassen. Hier wie dort
ist ihr Auftreten verblüffend ähnlich. Teenager zu sein, ist
überall schwer. Keine andere Lebensphase ist so stark geprägt
von körperlichen und psychischen Veränderungen, von Un-
sicherheiten, Rebellion und Überforderung.

Die meisten unserer jugendlichen Patientinnen und Patien-
ten sind Halb- oder Vollwaisen. Sie sind uns über all die Jahre
sehr ans Herz gewachsen. Mit grosser Freude haben wir mit-
erlebt, wie sie an Gewicht zugenommen haben, die Schule
wieder besuchen konnten und wie sie eine enge Beziehung zu
«ihren» Krankenschwestern aufgebaut haben.

Nun sind aus diesen Kindern Jugendliche geworden, die
verunsichert sind und sich gegen alles und jeden auflehnen –
manchmal auch gegen die Anweisungen der Krankenschwes-
tern, die ihnen über all die Jahre so nahestanden. Sie erschei-
nen zu spät oder gar nicht zu Konsultationen, sind flapsig und
frech. Häufig nehmen sie ihre Tabletten gegen die HIV-Infek-
tion nicht mehr regelmässig ein oder verkünden gar voller
Trotz, dass sie nun keine mehr schlucken und selber über sich
und ihr Leben bestimmen wollen.

So normal das Verhalten ist: Es ist verheerend. Bei un-
regelmässiger Einnahme der HIV-Medikamente bilden sich
rasch Resistenzen, und ein solches Therapieversagen führt
mittelfristig zum erneuten Ausbruch der Krankheit und damit
zum Tod. In Industrieländern stehen Ersatzmedikamente zur
Verfügung, auf die man ausweichen kann. Für uns sind die
meisten davon unerschwinglich. Leider ist es meistens aus-
sichtslos, sich mit rationalen Argumenten Gehör zu verschaf-
fen; denn zur Rebellion gesellt sich oft auch Hoffnungslosig-
keit. Die meisten unserer Jugendlichen haben kein Zuhause,
keine Eltern, keine Lehrstelle.

Wir haben deshalb verschiedene Projekte aufgebaut, um
unseren heranwachsenden Patienten eine Perspektive und
einen Halt zu geben. Unter anderem starten wir derzeit – mit-
hilfe zweier pensionierter Kinder- und Jugendpsychiater aus
der Schweiz – ein Programm, das den Adoleszenten professio-
nelle psychosoziale Hilfe zuteil werden lässt.

Vor zwei Jahren haben wir zusammen mit der lokalen
Organisation Africaid ein Berufsbildungsprogramm ins Le-
ben gerufen. Während eines Jahres besuchen rund 30 HIV-
positive Jugendliche eine Gewerbeschule und arbeiten als
«Lehrlinge» in einem Bereich ihrer Wahl, beispielsweise als
Koch oder Kosmetikerin. So auch Paula: Die junge Frau, seit
Geburt HIV-infiziert, hatte eine schwierige Kindheit, keinen
Schulabschluss und immer wieder gesundheitliche Probleme.
Nach einem Jahr im Lehrlingsprogramm arbeitet sie heute als
selbständige Kosmetikerin. Einfach ist ihr Alltag nicht, denn
nur einige ihrer Kundinnen können ihre Dienstleistung voll
bezahlen, und sie muss ihnen Kredite gewähren.

Trotz schwierigen Umständen ist das Ausbildungspro-
gramm für Paula eine wichtige Chance für ihre Zukunft. Als
sie und ihre Kommilitonen letztes Jahr ihren Abschluss feier-
ten, durfte ich an der Zeremonie dabei sein. Ich war zutiefst
beeindruckt über den Wandel, den sie alle durchgemacht hat-
ten. Aus unsicheren Mädchen und Knaben waren stolze, hoff-
nungsfrohe Menschen geworden. Etwas ganz Grundlegendes
hatte sich in ihnen verändert, sie haben Verantwortung für
sich und ihr Leben übernommen.

Es ist gut zu wissen, dass wir den kleinen Kindern, die
heute auf dem Klinikgelände herumtoben, in ein paar Jahren
– wenn sie dann richtig trotzig und zutiefst verunsichert sind –
ein wenig Halt und Perspektiven bieten können.
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Ruedi Lüthy lebt seit 10 Jahren in Harare, der Hauptstadt Simbabwes, wo er die
Newlands Clinic für mittellose HIV Patienten führt.
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Sie waren nicht zu übersehen, schreibt der italienische Dokumentarfotograf Paolo Patrizi – die leichtgeschürzten dunkelhäuti-
gen Frauen, die an den Ausfallstrassen rund um Rom ihren Körper anboten. Aber wo und wie lebten und arbeiteten sie? Dem
Fotografen erschloss sich eine trostlose Welt am Rande von Gesellschaft und Legalität; Sharon gehörte zu den wenigen Pro-
stituierten, die sich – wenn auch meist, ohne ihr Gesicht zu zeigen – auf ihrem improvisierten Lager seiner Kamera stellten.
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Die Ideologie
«Eine Schule für alle»
Man glaubt, Probleme und Missstände in
unserem Bildungswesen in den Griff zu
bekommen, indem man ein paar Details
am System ändert. Aktuelles Beispiel:
die exorbitante Zunahme von Sonder-
schülern und der entsprechenden Kosten
im Kanton Zürich. Mit der bisherigen
Pflästerlipolitik wird aber die eigentliche
Ursache der Probleme nicht beseitigt.
Sie besteht darin, dass mit einem einzi-
gen Schulmodell nicht alle Kinder ihrem
Potenzial entsprechend gefördert wer-
den können. «Jedes Kind ist hochbegabt
– jedes auf seine Weise», sagt der Hirn-
forscher Gerald Hüther. Statt ein Kind
zu pathologisieren und es einer Sonder-
schule zuzuweisen, wenn es nicht einer
bestimmten Norm entspricht, sollte es in
einer Vielfalt von Schulen mit verschie-
denen pädagogischen Konzepten die-
jenige besuchen können, in der es seinen
Möglichkeiten entsprechend am besten
gefördert wird. Wir müssen endlich weg-
kommen vom Dogma «Eine Schule für
alle Kinder» und den sehr unterschied-
lichen Bildungsbedürfnissen der Kinder
Rechnung tragen mit einer Vielfalt von
Schulmodellen und der freien Wahl
eines für ein Kind geeigneten Modells.

Erwin Ogg, Rapperswil-Jona

Aufweichung der
«Abzocker»-Initiative
In den vergangenen Wochen hat die NZZ
die Meinungen diverser «liberaler» Juris-
ten veröffentlicht, welche samt und son-
ders darauf abzielten, die am 3. März von
über zwei Dritteln der Bevölkerung und
allen Ständen wuchtig angenommene
Initiative gegen die Abzockerei zu relati-
vieren beziehungsweise zu entkräften,
was bekanntlich das Ansinnen des Ge-
genvorschlags des Parlaments war (NZZ
30. 4. 13). Da wird die Ansicht vertreten,
der Verfassungsartikel habe keine unmit-
telbare Rechtskraft, obwohl die darin sti-
pulierten eindeutigen und klaren Forde-
rungen in fast allen Punkten keine Aus-
nahmen erlauben. Die Verordnung, wel-
che gemäss dem EJPD noch in diesem
Jahr in Kraft treten soll, muss diese zwin-
genden Vorschriften tel quel überneh-
men, denn nur so ist dem Willen und dem
Auftrag des Souveräns Genüge getan.

Ein Autor versteigt sich zur Ansicht,
es sei den kotierten Gesellschaften bis zu
deren Generalversammlungen 2014 Zeit
zu geben, ihre Statuten im Sinne des
neuen Verfassungsartikels anzupassen,
wobei die Forderungen der Initiative
dann im Jahre 2015 zur Anwendung
kommen könnten. Warum wird nicht
ehrlich und direkt gefordert, die Inkraft-
setzung sei bis zum Sankt-Nimmerleins-
Tag hinauszuschieben? Wie wenn es den
involvierten Gesellschaften nicht mög-
lich wäre, ihre revidierten Statuten, wel-
che ja nur zu einem geringen Teil (zwin-
gende Vergütungsabstimmungen, zwin-
gende Mitwirkung von Pensionskassen
usw.) zu ändern sind, noch in diesem Jahr
anlässlich einer ausserordentlichen Ge-
neralversammlung ihren Aktionären zu
unterbreiten.

Aber nur weiter so in der Verzöge-
rungs- und Aufweichungstaktik. Das
Stimmvolk wird den Vertretern dieser
Vorhaben die Quittung präsentieren,
sei es anlässlich der Abstimmung über
die Initiative «1:12» oder derjenigen
über den Mindestlohn. Nur sollen sich
dann weder die Economiesuisse noch
ihre hochdotierten Wirtschaftsanwälte
wundern.

Markus Minder, Muri b. Bern

Die Bildungsdirektion des Kantons Zü-
rich setzt mit ihrer Politik der integrati-
ven Schule alles daran, die Sonderschu-
len finanziell auszubluten und letztlich
abzuschaffen. Und jetzt wird darüber ge-
klagt, dass die Zahl der Sonderschüler
trotz allem stark zugenommen hat. Die
Gründe hiefür sind ganz einfach:

Die gegenwärtige Bildungspolitik be-
züglich Primarstufe will lernbehinderte,
geistig behinderte und erziehungs-
schwierige Kinder um jeden Preis in die
Regelschule eingliedern. Diese Schüler
sind dabei überfordert, geraten massiv
ins Hintertreffen, so dass am Schluss nur
noch die Möglichkeit bleibt, sie in fort-
geschrittenem Alter in Sonderschulen
unterzubringen, um zu retten, was noch
zu retten ist. Zusätzlich erfahren Eltern
sowohl von behinderten als auch nicht-

behinderten Kindern, dass die Band-
breite der intellektuellen Voraussetzun-
gen in der Regelschule unzumutbar ge-
worden ist, weshalb sie ihre Kinder lie-
ber in Sonderschulen und Privatschulen
schicken und aus Not dies mit «Sonder-
schulbedürftigkeit» begründen. Da-
durch nimmt die Nachfrage nach Plät-
zen ausserhalb der Volksschule noch
einmal zu.

Was empfiehlt nun aber die Bildungs-
direktion, um diese Tendenz zu brechen?
Sie will wiederholt finanzielle Beiträge
von der Bindung an Sonderschulen be-
freien und abermals für sogenannte Inte-
gration freimachen. Derweilen ist die In-
tegrationsideologie selber die Krank-
heit, die noch immer als Therapie ange-
priesen wird.

Peter Schmid, Frauenfeld

Liberal,
aber nicht «sozial»
Im Artikel zum Mindestlohnbeschluss
der deutschen FDP (NZZ 6. 5. 13)
kommt Ulrich Schmid nach nachvoll-
ziehbaren Erwägungen zur nicht nur
überraschenden, sondern geradezu
schockierenden Feststellung: «Sozial
sein können andere besser». Was ist an
den Anderen sozialer und besser? Das
Schuldenmachen? Oder die im Artikel
angesprochenen Arbeitsplatzverluste
und Wachstumsschwächen als Folge von
Mindestlöhnen? Was gibt es Sozialeres
als das Schaffen von Arbeitsplätzen so-
wie das Festhalten an einem liberalen
Menschenbild mit freien, mündigen Bür-
gern? Sozialfürsorge (Verteilen von Al-
mosen) birgt zudem die Gefahr in sich,
Menschen abhängig werden zu lassen
und zu entmündigen. Das Fazit liberal =
unsozial wiederholen Sozialistenkreise
seit langem. Wer soll noch an der Frei-
heit festhalten, wenn selbst mein Leib-
blatt zur Erkenntnis gelangt: «Liberal
sein ist schön, aber sozialer sind die
Anderen»? Verwechselt auch die NZZ
liberal mit Selbstsucht und sozialer Käl-
te? Das wäre tragisch.

Hans Hemmi, Horgen und Slowenien

Nur ein Teil der Kette

Bezüglich der Energiesparlampe und de-
ren Entsorgung (NZZ 23. 4. 13) kann
man sagen, dass die Rücknahme durch
den Handel oder mögliche andere Stel-
len nur ein Teil der Kette des Produktes
ist. Ein nicht minder, wenn nicht gar noch
interessanterer Teil am Ende der Pro-
zesskette ist der Umgang mit den ord-
nungsgemäss abgegebenen Leuchtmit-
teln. Bereits vor mehreren Jahren lief in
Deutschland eine Berichterstattung, dass
sie in Endlager kommen müssen, da die
Aufbereitung noch nicht industriell sei.
Da der Beitrag bereits eine Weile zurück-
liegt, wäre es vielleicht nicht uninteres-
sant, das Thema Entsorgung bis zum
Ende der Kette zu begleiten. Im Übrigen
ist man schon dabei, sich von dieser Kon-

struktion zu «verabschieden», denn die
LED/OLED-Technologie scheint mäch-
tig im Kommen zu sein.

Herbert J. Joka, D-Aachen

AN UNSERE LESERINNEN
UND LESER
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